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Abb. 1: Lageplan (Quelle: Geoportal NRW) 
 

 
Abb. 2: Auszug aus dem Stammplan aus dem Jahr 1979 
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1. Anlass der Änderung des Bebauungsplans / Allgemeine Ziele und Zwecke 
der Planung 

 

1.1. Allgemeine Ziele und Zwecke 

Das Plangebiet der 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17.1 Heisterschoß-Ostteil liegt im Nordos-
ten von Heisterschoß und wird von den Straßen „Zur Hustert, „Zum Stolzwinkel“ und der „Wiesenstraße“ 
abgegrenzt. Von den Straßen aus werden Wohngebäude erschlossen, überwiegend mit tiefen Grund-
stücken ins Innere des Blocks. Diese innenliegenden Teile der Grundstücke sind bisher von jeglicher 
Bebauung freigehalten, begrünt und teilweise mit großen Bäumen bewachsen, bedingt durch die nur 
straßenbegleitende Festsetzung der Baugrenzen/überbaubaren Fläche in einer Bautiefe. Insofern ist 
das Plangebiet typisch sowohl für den Bebauungsplan 17.1 Heisterschoß-Ostteil als auch für den Be-
bauungsplan 17.2 Heisterschoß-Westteil, die beide eine Reihe vergleichbarer Blocks mit straßenbeglei-
tender Wohnbebauung und großzügigen begrünten Innenbereichen aufweisen. 
 

 
Abb. 3: Ist-Situation im Plangebiet (Luftbild-Quelle: geoportal.nrw) 
 
Anlass der Änderung des Bebauungsplanes ist die konkrete Anfrage eines Eigentümers, ein weiteres 
Wohnhaus an der rückwärtigen Grenze seines tiefen Grundstückes (Wiesenstraße 29) errichten und 
mit einer ca. 60 m langen und 4 m breiten Zufahrt entlang der östlichen Grundstücksgrenze erschließen 
zu dürfen, der auf dem Wege der Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht entspro-
chen werden kann.  
 
Gemeinden haben nach § 1 Abs. 3 BauGB Bebauungspläne aufzustellen, sobald und soweit es für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Der vorgenannte Einzelwunsch nach einer 
höheren baulichen Ausnutzung eines tiefen Grundstückes, als es der Bebauungsplan zulässt, veran-
lasste die Überprüfung der bestehenden rechtwirksamen Festsetzungen, inwieweit diese vor dem Hin-
tergrund des aktuellen Bedarfs nach Wohnbauflächen in Hennef zugunsten einer Nachverdichtung im 
Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB angepasst werden können. Dem individuellen Bauwunsch durch die Er-
weiterung der Baugrenzen bzw. die Festsetzung eines zusätzlichen Baufensters nur für das neu ge-
plante Gebäudes nachzukommen, führt nicht zu einer städtebaulichen Entwicklung und Ordnung im 
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Sinne des BauGB, da ein solches Vorgehen weder die Frage beantwortet, wie zukünftig mit vergleich-
baren individuellen Bauwünschen auf benachbarten ähnlich tiefen Grundstücken umgegangen werden 
soll, noch wie eine sinnvolle Erschließung solcher Bauvorhaben gestaltet wird, wie der Wunsch nach 
Ruhe in den bisher ungestörten Blockinnenbereichen im Verhältnis zum Wunsch nach einer zusätzli-
chen Wohnnutzung abgewogen werden soll oder wie mit hohen altem Baumbestand auf für Nachver-
dichtung geeigneten Grundstücke umgegangen wird. 
 
Daher soll mit dieser Änderung auch ein Vorbild geschaffen werden, wie mit ähnlichen Siedlungsblö-
cken in der Zukunft umgegangen werden kann. Die vorliegende Änderung des Bebauungsplanes soll 
somit als Leitbild für die zukünftige Innenentwicklung in vergleichbaren Fällen dienen.  
 
Betrachtet man den Stammplan aus dem Jahre 1979, so fällt auf, dass die Baugrenzen sehr eng um 
die überwiegend bereits vorhandene Bebauung gefasst wurden. Allerdings sind die Grundstücke teil-
weise so groß, dass die GRZ von 0,4 unter Beachtung der Baugrenzen mit Gebäuden nicht ausgenutzt 
werden kann und Erweiterungen der Bestandshäuser oder Neubauten fast gänzlich ausgeschlossen 
sind. Eine effektive und zweckmäßige Innenentwicklung im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB ist somit nicht 
möglich. 
 
Betrachtet man die Ist-Situation (Abb. 3) kann man jedoch erkennen, dass das Gebiet Potenzial hat, 
nach Innen hin verdichtet zu werden. Durch die enggefassten Baugrenzen können die teils großen 
Grundstücke überwiegend nicht vollends ausgenutzt werden, obwohl die Grundstücke die notwendige 
Größe bieten, um Neubauten oder Anbauten zu ermöglichen. Bei einem Grundstück an der Straße „Zum 
Stolzwinkel“ hat der Bestandbebauungsplan offensichtlich eine bereits vorher vorhandene Bebauung in 
2. Reihe planungsrechtlich nachvollzogen. Abgesehen davon weist der Bebauungsplan nur für das Vor-
habengrundstück an der Wiesenstraße eine Bautiefenfestsetzung auf, die ein Bauen in 2. Reihe zulässt.  
 

 
Abb. 4: Auszug aus dem Stammplan aus dem Jahr 1979 
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In Hennef Söven wurden 2018/2019 zwei Bebauungsplanverfahren mit vergleichbarer Thematik aufge-
stellt: die Erschließung und bauliche Nachverdichtung großer grüner Blockinnenbereiche eines Dorfes: 
 

• Bebauungsplan Nr. 13.10 Hennef (Sieg) – Söven, Oberpleiser Straße und  

• Bebauungsplan Nr. 13.9 Söven Am Fronhof, Unter Birken 
 
In beiden Fällen erfolgt die Erschließung des Blockinnenbereiches über eine beidseitig anzubauende 
öffentliche Straße. Eine öffentliche Straße wird mind. 5,50 breit festgesetzt. Somit bietet sie ausreichend 
Platz, Besucher- und Anlieferverkehr etc., der durch die neue Wohnbebauung ausgelöst wird, im Stra-
ßenraum außerhalb von Grundstückszufahrten unterzubringen. Zudem sieht eine öffentliche Straße 
eine Wendemöglichkeit für ein Müllfahrzeug oder andere Großfahrzeuge vor. Falls eine solche nicht 
unterzubringen ist, werden alternativ Festsetzungen für Müllaufstellflächen am Abholtag geprüft und als 
Fläche festgesetzt. Die Straßenbaulast und damit sowohl die Unterhaltung als auch die Verkehrssiche-
rung für eine öffentliche Straße liegt bei der Gemeinde. 
 
Eine Erschließung nach diesem Muster wurde zunächst für den Blockinnenbereich in Heisterschoß- 
Ostteil geprüft, führt aber zu keiner sinnvollen Grundstücksnutzung und zufriedenstellenden städtebau-
lichen Lösung. Insofern wurde auf diese Form der Erschließung verzichtet und der Erschließungsvor-
schlag aus dem vorliegenden Bauwunsch in Form an einer privaten Erschließung entlang der Grund-
stücksgrenze übernommen. Eine Erschließung des Blockinnenbereiches für Großfahrzeuge, Anliefer-
fahrzeuge und Besucherverkehr ist damit nicht möglich. Dadurch wird einerseits die Wohnruhe stärker 
geschützt, andererseits werden die vorhandenen Straßen „Zur Hustert, „Zum Stolzwinkel“ und der „Wie-
senstraße“ ggf. stärker durch parkende Fahrzeuge von Besucher- und Anlieferverkehr in Anspruch ge-
nommen. Mülltonnen müssen am Tag der Abholung entlang der Straßen „Zur Hustert, „Zum Stolzwin-
kel“ und der „Wiesenstraße“ aufgestellt werden. 
 
Mit der Änderung des Bebauungsplanes soll den aktuellen städtebaulichen Zielen für den Stadtteil He-
isterschoß in Hennef Rechnung getragen werden. Hinzu kommt die Berücksichtigung der Anforderun-
gen an den Schutz vor Fluglärm, in dem lärmempfindlichen Nutzungen, wie Anlagen für soziale und 
gesundheitliche Zwecke, ausgeschlossen werden. 
 
Die in der vorliegenden 10. Änderung getroffenen Festsetzungen werden erst für die ab der Rechtskraft 
der 10. Änderung neu zu genehmigende Bauvorhaben und Nutzungen wirksam. Für alle vor der Rechts-
kraft vorhandenen und genehmigten baulichen Anlagen und Nutzungen besteht Bestandsschutz, auch 
wenn diese nicht den neu getroffenen Festsetzungen entsprechen. Das gilt insbesondere für die Anfor-
derungen zum Schallschutz bezogen auf den Fluglärm. 
 

1.2. Verfahren 

In der Sitzung des Ausschusses für Dorfgestaltung und Denkmalschutz am 11.09.2019 wurde der Auf-
stellungsbeschluss zur 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17.1 Hennef (Sieg) – Heisterschoß-
Ostteil gefasst.  
Mit der 2007 eingetretenen Änderung des Baugesetzbuchs durch das „Gesetz zur Erleichterung von 
Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte“ besteht die Möglichkeit, einen Bauleitplan im 
beschleunigten „Verfahren für Bebauungspläne der Innenentwicklung“ gem. § 13a BauGB aufzustellen. 
Voraussetzung dabei ist, dass der Bebauungsplan der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nach-
verdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung dient. Das beschleunige Verfahren er-
möglicht als Planungserleichterung den Verzicht auf eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, auf den Um-
weltbericht nach § 2a, auf Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informati-
onen verfügbar sind, das Monitoring nach § 4c sowie die zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 
4 BauGB. Darüber hinaus sind nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe in Natur und Landschaft, die 
aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplans zu erwarten sind, als nicht ausgleichpflichtige Eingriffe 
anzusehen. Ein Ausgleich für Eingriffe ist daher ebenfalls nicht erforderlich. Die Voraussetzungen für 
die Anwendung des beschleunigten Verfahrens liegen bei der Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17.1 
Hennef (Sieg) – Heisterschoß-Ostteil vor. Das Plangebiet liegt mit seiner Grundfläche deutlich unter 
einer Größe von 20.000 m², so dass die Voraussetzung des § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB erfüllt sind und 
eine Vorprüfung im Einzelfall über erhebliche Umweltauswirkungen entbehrlich ist. 
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2. Rahmenbedingungen 
 

2.1. Räumlicher Geltungsbereich und Topographie 

Das Plangebiet befindet sich im nordöstlichen Siedlungsbereich von Heisterschoß. Das Plangebiet wird 
durch die Straßen „Zur Hustert“ nördlich, „Zum Stolzwinkel“ östlich sowie südlich und westlich durch die 
Straße „Wiesenstraße“ begrenzt.  
Die Fläche des räumlichen Geltungsbereichs der 10. Änderung des Bebauungsplanes beträgt etwa 1,4 
ha. 
Das Plangebiet umfasst folgende Flurstücke: 
Gemarkung Happerschoß 
Flur: 009 Flurstücke: 156, 158 – 167, 169, 370, 371, 634, 637, 639 
 

 
Abb. 5: Plangebiet (Quelle: geoportal.nrw) 
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2.2. Landesentwicklungsplan und Regionalplan 

 
Abb. 6: Auszug aus dem Landesentwicklungsplan NRW (Quelle: regioplaner.de) 
 
Im Landesentwicklungsplan NRW wird der Planungsbereich als „Freiraum“ dargestellt und grenzt an ein 
„Gebiete für den Schutz des Wassers“. 
 

2.3. Regionalplan 

Das Plangebiet ist als „Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich“1 dargestellt. Der Geltungsbereich der 
vorliegenden 10. Änderung des Bebauungsplanes liegt jedoch im Siedlungsbereich von Heisterschoß. 
Siedlungsflächen sind im Plangebiet zeichnerisch nicht dargestellt. Daher hat sich der Umfang von Bau-
flächenausweisungen für Heisterschoß am Bedarf der ortsansässigen Bevölkerung (natürliche Bevöl-
kerung und Belegungsdichte) zu orientieren. Wie die nachfolgende Abbildung zeigt, wird die Siedlungs-
fläche von Heisterschoß durch Flächen zum Schutz der Landschaft und landschaftsorientierter Erholung 
umgrenzt. Zudem ist der westliche Bereich von Heisterschoß als Fläche zum Grundwasser- und Ge-
wässerschutz gekennzeichnet. Das Plangebiet ist davon nicht betroffen.  

                                                
1  Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-Sieg, 2. Auflage, Köln 2009, zeichnerische 

Darstellung 
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Abb. 7: Auszug aus dem Regionalplan NRW (Quelle: bezreg-koeln.nrw.de) 

 

2.4. Flächennutzungsplan und planungsrechtliche Zusammenhänge 

Der aktuell gültige Flächennutzungsplan der Stadt Hennef wurde im Jahr 2018 rechtswirksam. Darin ist 
das Plangebiet als Wohnbaufläche dargestellt. 
 

 
Abb. 8: derzeitige Darstellung im Flächennutzungsplan von 2018 
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2.5. Nationale und europäische Schutzgebiete und Schutzfestsetzungen 

Das Plangebiet berührt insbesondere auf Grund der innerörtlichen Lage keine nationalen Schutzgebiete 
nach Bundesnaturschutzgesetz oder Landschaftsgesetz NW (LG NW). Es befinden sich weder nach § 
62 LG NW geschützte Flächen der landesweiten Biotopkartierung Nordrhein-Westfalen noch im Biotop-
kataster des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) erfasste Biotope inner-
halb des Plangebietes.  
Es befinden sich auch keine denkmalgeschützten Objekte innerhalb des Plangebietes. Das Plangebiet 
liegt nicht in einem Wasserschutzgebiet. Im Plangebiet liegen keine nach Wassergesetz (Landeswas-
sergesetz – LG - vom 25. Juni 1995, zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.03.2010) geschützten Ob-
jekte oder Flächen. Überschwemmungsgebiete sind ebenfalls nicht betroffen.  

 

2.6. Vorhandene Flächennutzung 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um einen bestehenden Siedlungsbereich, welcher Potenzial zur 
Nachverdichtung vorweist.  
Die Flächen, welche zur Straße hin ausgerichtet sind, sind weitestgehend durch Wohnhäuser bebaut. 
Die rückliegenden Flächen werden durch Gartenanlagen geprägt. Besonders die Gartenflächen der 
Grundstücke Wiesenstraße 21 und 29 (Abb. 10) werden durch einen ausgeprägten Baumbestand ge-
prägt.  

 
Abb. 9: Ist-Situation im Plangebiet (Quelle: geoportal.nrw) 

Für den Baumbestand ist losgelöst von bauleitplanerischen Regelungen die Satzung zum Schutze des 
Baumbestandes in der Stadt Hennef (Sieg) vom 02.12.2019 relevant. Diese Satzung gilt für den Schutz 
des Baumbestandes innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereiches 
der Bebauungspläne, soweit diese nicht eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung festsetzen. Ge-
schützt sind Bäume mit einem Stammumfang von 100 und mehr Zentimetern, gemessen in einer Höhe 
von 100 cm über dem Erdboden. 
Es ist nach dieser Satzung verboten, geschützte Bäume zu entfernen, zu zerstören, zu schädigen oder 
ihren Aufbau wesentlich zu verändern. Hierunter fallen nicht die üblichen Pflege- und Erhaltungsmaß-
nahmen. Erlaubt sind ferner unaufschiebbare Maßnahmen zur Abwendung einer unmittelbar drohenden 
Gefahr; sie sind der Stadt Hennef (Sieg) unverzüglich anzuzeigen. 
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Abb. 10: Gartenbereich Wiesenstraße 21 (Quelle: Artenschutzrechtliche Vorprüfung von Juli 2019) 

 

 
Abb. 11: Vorhandene Bebauung (Quelle: Google Earth Pro) 
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3. Städtebauliches Konzept 

3.1. Bebauung 

Im Vorfeld zum Bebauungsplanverfahren wurden bereits zwei Varianten eines städtebaulichen Konzep-
tes entworfen. Inwieweit das Nachverdichtungspotenzial des Blockinnenbereichs zwischen den Straßen 
„Zur Hustert, „Zum Stolzwinkel“ und der „Wiesenstraße“ in Heisterschoß-Ostteil auf Basis dieser Er-
schließungsform ausgeschöpft werden kann, stellen die zwei folgenden Varianten eines städtebauli-
chen Konzeptes dar. Die Varianten bieten ein unterschiedliches Maß an Verdichtung, sodass abgewo-
gen wurde, welches Maß an Verdichtung zugelassen werden soll. 

  

Abb. 12: Konzeptvarianten für eine zusätzliche Bebauung vom 12.02.2019 
 

  
Abb. 13: Konzeptvarianten für eine Anpassung der Baugrenzen vom 12.02.2019 
 
Die erste Variante sieht eine äußere Baugrenze mit einem Abstand von 5 Metern zu den öffentlichen 
Verkehrsflächen vor. Zudem wurde eine innere Abgrenzung festgesetzt um die ausgeprägte Vegetation 
im Zentrum des Plangebietes zu schützen. Dennoch bleibt ein großes Baufeld bestehen, welches eine 
Verdichtung des Innenbereiches ermöglicht. Die Variante 1 lässt bis zu sechs neue Häuser zu, die so 
teilweise in zweiter oder sogar dritter Reihe errichtet werden könnten. Zudem lässt die Verlegung der 
Baugrenzen auch mögliche Anbauten an bereits bestehenden Häusern zu, deren Grundstücke zu klein 
sind für eine freistehende Bebauung in zweiter Reihe.  
Die Erschließung könnte über private Zufahrten auf den bestehenden Grundstücken erfolgen. Bei 
Bauen in zweiter und dritter Reihe müssten sich die Grundstückseigentümer ggf. eine Zufahrt teilen. 
Um diese Zufahrten ermöglichen zu können, müssten einige Grundstückeigentümer bestehende Ne-
benanlagen wie Garagen entfernen. Diese Zufahrten sind privatrechtlich über Grunddienstbarkeiten und 
öffentlich-rechtlich über Baulasten abzusichern. Deshalb soll maximal eine Bebauung in dritter Reihe 
zugelassen werden, um das Konfliktpotenzial zwischen verschiedenen Grundstückseigentümern, die 
dieselbe Grundstückszufahrt teilen und gemeinsam Unterhaltungslast und Verkehrssicherungspflicht 
tragen müssen, gering zu halten. Aus Erfahrung mit vergleichbaren Siedlungsentwicklungen aus der 
Vergangenheit besteht die Stadt Hennef seit Jahren spätestens bei 4 Wohngebäuden, die sich eine 
Zufahrt teilen, auf eine Ausgestaltung dieser Stichstraßen als öffentliche Verkehrsfläche wie oben be-
schrieben.  
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Bei der Variante 1 können die großen Bestandsbäume innerhalb des Plangebiets erhalten bleiben. 
Wenn der Schutz des großkronigen Baumbestandes nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden soll, 
kann das Potenzial der Innenentwicklung weiter ausgeschöpft werden, sofern dem die unabhängig von 
der Bauleitplanung geltende Satzung zum Schutze des Baumbestandes in der Stadt Hennef (Sieg) vom 
13.12.1978 in der Fassung der 2. Nachtragssatzung vom 17.12.2001 nicht entgegen steht. Diese Sat-
zung gilt für den Schutz des Baumbestandes innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und 
des Geltungsbereiches der Bebauungspläne, soweit diese nicht eine land- und forstwirtschaftliche Nut-
zung festsetzen. Geschützt sind Bäume mit einem Stammumfang von 100 und mehr Zentimetern, ge-
messen in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden.  
Variante 2 zeigt die mögliche Baugrenze, die lediglich ein Heranrücken der Bebauung an die öffentli-
chen Verkehrsflächen analog zu Variante 1 verhindern soll. Der Innenbereich bleibt jedoch bei Variante 
2 für die Grundstückseigentümer frei zu entwickeln. Je nach Größe der Grundstücke sind so Häuser in 
zweiter oder dritter Reihe möglich sowie Anbauten an den bestehenden Gebäuden. Die Variante 2 er-
möglicht durch Bauen in zweiter oder dritter Reihe eine Neubebauung von bis zu 11 Häusern, wie Abb. 
12 zeigt. Ohne eine weitere Einschränkung der Bebauung durch eine „innere“ Baugrenze kann das 
Areal nach dem Prinzip der Innenentwicklung bis zu einem hohen Maß verdichtet werden. Wie bei der 
Variante 1 gilt auch bei Variante 2, dass die Zufahrten privat zu errichten sind und Nebenanlagen 
dadurch betroffen sein könnten sowie die Begrenzung des Bauens in maximal dritter Reihe. Zudem ist 
es fraglich, ob die umliegenden Straßen den zusätzlichen Parkierungsdruck aufnehmen können. 
Im Ausschuss für Dorfgestaltung und Denkmalschutz wurden diese beiden Varianten am 19.03.2019 
vorgestellt und diskutiert und die Variante 1 bevorzugt. Durch den Erhalt der Bäume kann dem Klima- 
und Artenschutz nachgekommen werden, welches auch einem durchgrünten Gesamtbild des Stadttei-
les entspricht und dem Klimaschutz zu Gute kommt.  
Die 1. Variante wurde im Rahmen der weiteren Planungsüberlegungen noch leicht verändert (Abb. 14). 
Die äußere Baugrenze wurde mit einem Abstand von 5 m zur Erschließungsstraße belassen. Jedoch 
wurde die innere Baugrenze verändert, indem ein Teil der Gartenfläche des Grundstückes Wiesen-
straße 29 ausgeklammert wird, um den hier bestehenden Baumbestand ebenfalls zu schützen. Durch 
diese Anpassung entfällt ein potenzielles Baugrundstück auf diesem Grundstück, jedoch wird durch die 
Vergrößerung des Baufensters nach Norden hin eine Bebauung in zweiter Reihe ermöglicht.  
 

 

Abb. 14: Angepasste Darstellung der Variante 1  
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3.1.1. Art der baulichen Nutzung 
Im Sinne der Innenentwicklung und Nachverdichtung soll im Rahmen der vorliegenden 10. Änderung 
der betroffene Bereich von der bisherigen Festsetzung als Reines Wohngebiet (WR) nach § 3 BauNVO 
analog der westlich angrenzenden Bebauung in ein Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO 
umgewidmet werden, um damit der dörflich geprägten Struktur gerecht zu werden und Nutzungspoten-
ziale zu erweitern. Alle in § 4 BauNVO aufgeführten Nutzungen mit potenziell höherem Störungsgrad, 
insbesondere durch das damit verbundene Verkehrsaufkommen, werden vorsorglich ausgeschlossen 
(Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke, 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltung, Gartenbaubetriebe und Tankstellen). 
Zusätzlich werden wegen der Lage im Lärmschutzbereich des Flughafens Köln/Bonn gemäß § 5 Abs. 
1 Satz 1 FluLärmG die lärmsensiblen Nutzungen „Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke“ 
ausgeschlossen. Nach § 5 Abs. 2 FluLärmG ist zwar im Geltungsbereich einer Nachtschutzzone auch 
die Errichtung von Wohnungen unzulässig, für die Errichtung von Wohnungen kann bei Anpassung 
bereits bestehender im Zusammenhang bebauter Ortsteile die Ausnahmeregelung des § 5 Abs. 3 
FluLärmG herangezogen  werden. Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine solche Sachlage. 
Die in der vorliegenden 10. Änderung getroffenen Festsetzungen werden erst für die ab der Rechtskraft 
der 10. Änderung neu zu genehmigende Bauvorhaben und Nutzungen wirksam. Für alle vor der Rechts-
kraft vorhandenen und genehmigten baulichen Anlagen und Nutzungen besteht Bestandsschutz, auch 
wenn diese nicht den neu getroffenen Festsetzungen entsprechen. Das gilt insbesondere für die Anfor-
derungen zum Schallschutz bezogen auf den Fluglärm. 
 

3.1.2. Maß der baulichen Nutzung 
Die Grundflächenzahl von 0,4 entspricht dem Rahmen des § 17 Abs. 1 BauNVO und soll im Sinne einer 
effektiven Grundstücksnutzung voll ausgeschöpft werden dürfen. Dazu gehört auch, dass Überschrei-
tungen der Grundflächenzahl gemäß § 19 (4) BauNVO zulässig sind. 
Die Gebäude-/Firsthöhen werden bezogen auf vorhandene Erschließungsstraßen (WA-1) bzw. dem 
angrenzenden Gelände (WA-2) festgesetzt. Die zulässige Firsthöhe darf im Teilbereich WA-1 bei maxi-
mal 8,50 m über der Erschließungsstraße liegen. Im Teilbereich WA-2 darf die zulässige Gebäudehöhe 
im Mittel 4,00 m über dem angrenzenden Gelände nicht überschreiten. Maßgebend für den Gelände-
bezug ist Bestandsvermessung, die dem Bebauungsplan als Anlage beigefügt ist. Zudem ist die Hö-
henfestsetzung mit der Festsetzung eines zu begrünenden Flachdaches kombiniert festgesetzt, damit 
Neubauten im Innenbereich nicht aus der bestehenden Wohnbebauung herausragen und Einblicke in 
die Nachbarschaft von den neuen Gebäuden aus nicht möglich sind. Damit wird eine der Umgebungs-
bebauung und dem vorhandenen Gelände angepasste Höhendimensionierung der neuen Wohnhäuser 
gewährleistet und es werden zu hoch wirkende Gebäude ausgeschlossen. Die festgesetzten Gebäude-
höhen dürfen ausnahmsweise um bis zu 1,00 m durch Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie über-
schritten werden. 
Garagen, Carports und Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Die durch die Baugrenzen bestimmten überbaubaren Grundstücksflächen sind dafür ausreichend groß 
bemessen. Garagen im WA-1 müssen zudem mit den Vorderkanten 6 m Abstand zur Straßenbegren-
zungslinie einhalten, um das Garagentor öffnen zu können, wenn das Fahrzeug bereits auf dem Grund-
stück steht und so den Verkehr auf der öffentlichen Straße nicht behindert.  
Stellplätze im WA-1 dürfen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen in Verbindung mit 
Zufahrten zu Garagen / Carports und/oder Stellplätzen im Vorgartenbereich errichtet werden. Dabei ist 
die maximale Breite von Zufahrten und Stellplätzen entlang der Straßenbegrenzungslinie auf 6 m be-
schränkt. Ausnahmsweise sind weitere Stellplätze außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen im 
Vorgartenbereich zulässig, wenn mindestens 50 % der Vorgartenfläche für Begrünungsmaßnahmen 
erhalten bleiben und die maximal zulässige Breite zusammenhängender Zufahrten/Stellplätze von 6 m 
gewahrt bleibt. Der Abstand zwischen zwei separaten Zufahrts-/Stellplatzbereichen muss dabei min-
destens 3 m betragen. Mit dieser Vorgabe sollen sowohl die Vorgärten als auch die rückwärtigen Grund-
stückflächen nicht von Anlagen für Fahrzeuge geprägte bzw. dominiert werden, sondern im Sinne an-
sprechenden Straßenraumgestaltung und einer attraktiven Wohnqualität mit geringem Störungspoten-
zial vor allem Begrünungsmaßnahmen vorbehalten bleiben. Das entspricht auch der vorhandenen Be-
bauung und Freiflächennutzung. 
Die Festsetzungen 1.2.6 und 1.2.7 zu Größe, Platzierung und Eingrünung von Nebenanlagen haben 
sich in anderen Wohngebieten in Hennef bewährt und sollen auch für die neuen Bauflächen gelten, um 
ebenfalls ein ansprechendes und von Grünflächen geprägtes Wohnumfeld und Straßenbild zu gewähr-
leisten. Mit der großzügigen Erweiterung der Bauflächen führen diese Vorgaben zu keinen relevanten 
und unzumutbaren Nutzungseinschränkungen. 
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Die der Versorgung des Gebietes dienenden Nebenanlagen sind gemäß § 14 (2) BauNVO im gesamten 
Baugebiet als Ausnahme zulässig. 
 
Die in der vorliegenden 10. Änderung getroffenen Festsetzungen werden erst für die ab der Rechtskraft 
der 10. Änderung neu zu genehmigende Bauvorhaben und Nutzungen wirksam. Für alle vor der Rechts-
kraft vorhandenen und genehmigten baulichen Anlagen und Nutzungen besteht Bestandsschutz, auch 
wenn diese nicht den neu getroffenen Festsetzungen entsprechen. Das gilt insbesondere für die Anfor-
derungen zum Schallschutz bezogen auf den Fluglärm. 
 

3.1.3. Bauordnungsrechtliche und sonstige Festsetzungen 
Je Wohngebäude sind maximal zwei eigenständige Wohnungen zulässig. So können beispielsweise 
zwei Generationen ein Haus in getrennten Wohnungen nutzen. Mehrfamilienhäuser, die derzeit nicht 
vorhanden sind und auch nicht in die von freistehenden Einfamilienhäusern geprägte Nutzungsstruktur 
des Änderungsbereiches sowie dessen Umfeldes passen, werden damit ausgeschlossen.  
Nach den Ergebnissen der frühzeitigen Behördenbeteiligung wurden die Belange des Artenschutzes 
nochmals überprüft, insbesondere im Hinblick auf vorhandene Brutplätze des Bluthänflings. Würden die 
auf dem für die neue Bebauung vorgesehenen Teil des Flurstücks Nr. 163 vorhandenen Hecken ent-
fernt, gingen auch die Brutplätze verloren und müssten an anderer Stelle im oder außerhalb des Plan-
gebietes ersetzt werden. In Abstimmung mit der Grundstückseigentümerin wurde daher vereinbart, die 
vorhandenen Hecken als Brutplätze zu erhalten und dazu verbindliche Festsetzungen im Bebauungs-
plan zu treffen. So sollen die entlang der östlichen Grundstücksgrenze vorhandenen Heckenabschnitte 
erhalten und die dazwischen liegende Lücke geschlossen werden. 
Um darüber hinaus ökologischen Belange Rechnung zu tragen, werden in den Entwurf zur Offenlage 
zusätzliche Festsetzungen aufgenommen, die eine angemessene Begrünung der Freiflächen vorgeben 
und zudem dafür sorgen, dass diese wasserdurchlässig gestaltet werden müssen. Die wasserdurchläs-
sige Gestaltung von Freiflächen mindert gleichsam auch das Schadensrisiko durch Starkregenereignis-
sen.  
Als spezielle Maßnahme zur Vermeidung oder Verringerung von Schäden durch Starkregen wird ver-
bindlich vorgegeben, dass entlang der in der Planzeichnung dafür festgesetzten Linie seitlich der Zufahrt 
zu einem rückwärtig separat bebauten Grundstück auf dem Flurstück Nr. 163 ein Hochbord als Was-
serführung zu setzten, der den angrenzenden Rand der befestigten Zufahrt um mindestens 10 cm über-
ragt. 
Die Zufahrt zur rückwärtigen Bebauung auf dem Flurstück Nr. 163 wird über die Festsetzung einer mit 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Fläche gesichert. 
Zum Schutz vor Fluglärm wird festgesetzt, dass nach den Maßgaben der 2. Verordnung zur Durchfüh-
rung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm – 2. FlugLSV in den Schlafräumen Schallschutz und 
schallgedämmte Belüftungen mit einem Mindestschalldämmmaß von R´wRes = 35 dB(A) vorzusehen 
sind. 
Zur öffentlichen Verkehrsfläche hin sind als Einfriedung von Vorgärten nur max. 1,00 m hohe Laubholz-
hecken auch mit innen liegenden Zäunen zulässig. Damit soll erreicht werden, dass der Straßenraum 
offen und nicht zu sehr eingeengt wirkt.  
In Anpassung an die Umgebungsbebauung sind im Allgemeinen Wohngebiet (WA-1) nur Dächer mit 
einer Neigung zwischen 25 und 35 ° zulässig. Diese Festsetzungen gilt nicht für Garagen und Carports 
im Sinne des § 12 BauNVO sowie für Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, deren Dachflächen 
in der Regel weniger ortsbildprägend sind.  
Im Allgemeinen Wohngebiet (WA-2) sollen hingegen ausschließlich Flachdächer zugelassen werden. 
Diese Abweichung soll die Festsetzung einer extensiven Dachbegrünung ermöglichen, wodurch die 
natürliche Regenrückhaltung die Kanalisation signifikant entlastet werden kann, was in Zeiten von zu-
nehmenden Starkregenereignissen von hoher Bedeutung sein kann. Zusätzlich werden die klimatischen 
und umwelttechnischen Aspekte wie die positive Beeinflussung des Mikroklimas durch Verdunstungs-
kälte sowie der im gewissen Umfang erbrachte Grünflächenausgleich an Ort und Stelle sowie die damit 
verbundene Schaffung von Lebensräumen für diverse Arten begünstigt.  
Diese unterschiedlichen Festsetzungen der Teilflächen WA-1 und WA-2 ergeben sich auf Grundlage 
des § 1 Abs. 5 BauGB, in dem es heißt, dass Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, 
die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung ge-
genüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringen soll. Bei allen raumwirksamen Ent-
scheidungen gilt es, den Belangen des Klimaschutzes noch höheren Rang einzuräumen, nachdem für 
die Stadt am 08.07.2019 der Klimanotstand ausgerufen worden ist. Durch die Anpassungen der Fest-
setzungen im Innenbereich mit der verbindlichen Vorgabe zur Dachbegrünung kann diesem Gebot 
nachgekommen werden.  
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Für Dachflächen, die nicht begrünt sind, sind die im Bestand vorhandenen dorftypischen dunkle Dach-

eindeckungen in Form von Dachsteinen, Naturschiefer, Kunstschiefer und Dachpfannen (RAL−Farbton-
karte: Schwarztöne: 9004, 9005, 9011, 9017; Grautöne: 7043, 7026, 7016, 7021, 7024 oder Brauntöne 
(dunkelbraun und braunrot): 8028 (terrabraun), 8012 (rotbraun)) zulässig. Solche Farben intergieren 
sich zudem besser in ein begrüntes Orts- und Landschaftsbild. Wie das nachfolgende Luftbild zeigt, 
sind diese Farben für Heisterschoss noch dominant und prägend, insbesondere im Änderungsbereich 
und dessen unmittelbarem Umfeld. 
 

 

Abb. 15: Luftbild von Heisterschoß (Quelle: Geoportal NRW) 
 
Der zunehmenden Verwendung von auffälligen roten Dachfarben, die historisch für Dörfer wie Heister-
schoß nicht typisch sind, soll damit entgegengewirkt werden. Nicht zulässig ist in diesem Sinne auch 
die Verwendung von hellen und reflektierenden Materialien für Dachflächen, sowie gemischte Farbgrup-
pen. Der Ausschluss von reflektierenden Dachmaterialien soll eine u.a. für Nachbarn störende Blend-
wirkung der Dachflächen verhindern. Als reflektierend gelten z. B. glasierte Dacheindeckungen. Der 
Ausschluss von gemischten Farbgruppen soll ein ruhiges Erscheinungsbild der Dachlandschaft gewähr-
leisten. 
Nach den Maßgaben der 2. Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm – 
2. FlugLSV sind in den Schlafräumen Schallschutz und schallgedämmte Belüftungen mit einem Min-
destschalldämmmaß von R´wRes = 35 dB(A) vorzusehen. 
Zur Vermeidung eines Verstoßes gegen das Tötungsverbot nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG darf die 
Rodungen von Gehölzen und Entfernung von Sträuchern nur außerhalb der Brutzeiten von Vögeln ge-
mäß dem geltenden Landesnaturschutzgesetz in NRW, d.h. nicht im Zeitraum vom 1. März bis zum 30. 
September, erfolgen. (Die Baufeldräumung bzw. erforderliche Rodungsmaßnahme müssen aus arten-
schutzfachlicher Sicht zwischen Spätherbst und sehr zeitigem Frühjahr liegen, um eine Zerstörung mög-
licherweise aktuell genutzter Fortpflanzungs- und Ruhestätten auszuschließen.) 
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Festsetzungen zur Gestaltung der Freiflächen der Baugrundstücke 
(Vor-)Gärten und übrige unbebaute Freiflächen von Grundstücken innerhalb des Geltungsbereichs sind 
so zu gestalten, dass die natürliche Versickerung gewährleistet wird; zudem hat eine flächendeckende 
standortgerechte Bepflanzung zu erfolgen. 
 
Diese Festsetzungen dienen insbesondere der Gefahrenabwehr, dem Arten- sowie dem Bodenschutz. 
 
Die Befestigung von unbebauten Freiflächen mit Platten, Steinen und Schotter, teilweise unter Zuhilfe-
nahme von Geotextilien, Vliesstoffen oder Folien auf Kunststoffbasis, führt auf den jeweiligen Grund-
stücken zu einer verringerten oder sogar gänzlich abhandengekommenen Wasseraufnahmefähigkeit 
durch die Böden in Form von natürlicher Versickerung. In der Folge kommt es zu einem erhöhten ober-
flächigen Abfluss in das Kanalsystem, da das Wasser nicht auf den Grundstücken aufgenommen wer-
den kann. Dies führt insbesondere bei Starkregenereignissen zu einem erhöhten Überschwemmungs-
risiko. Des Weiteren trägt die Verwendung von Kunststoffen im Freiraum zu einer Erhöhung des Mikro-
plastikanteils in Böden und Gewässern bei.  
 
Lt. § 1a Abs. 5 BauGB ist den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem 
Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung zu tragen. Freiflächengestaltungen, die einen hohen Anteil begrünter Flächen (Pflanzflächen, 
Gehölze u. ä.) und einen geringen Anteil versiegelter oder von Steinen dominierten Flächen (Pflaster- 
und Schotterflächen) aufweisen, tragen im hohen Maß zum Temperaturausgleich und zur Staubbindung 
bei. 
 
Durch die Versiegelung kommt es zu Beeinträchtigungen des Mikroklimas, insbesondere einer Überhit-
zung von bebauten Bereichen. Da aufgrund der Versiegelung kein Wasser mehr verdunsten und ge-
speichert werden kann, fehlt es an einer natürlichen Luftkühlung und -befeuchtung. Zusätzlich fungieren 
Schotter und Steine als Wärmespeicher, wodurch der beschriebene Effekt verstärkt wird. Ohne Bepflan-
zung fehlt es im Weiteren an kühlenden Schattenflächen. Insbesondere die natürliche Bodenfruchtbar-
keit kann mangels Gas- und Wasseraustausch langfristig verloren gehen. 
 
Darüber hinaus sind befestigte und von Schottern dominierte Flächen für Insekten, deren Vorkommen 
direkt oder indirekt von Vegetation mit entsprechendem Blütenangebot abhängt, weitestgehend funkti-
onslos. 
 
Dies führt nicht nur zu einem Rückgang der Insektenpopulation, sondern dadurch bedingt auch zu ei-
nem Rückgang derjenigen Tierarten, deren Hauptnahrungsquelle Insekten sind und so insgesamt zu 
einem Verlust von Biodiversität. Um dem entgegen wirken zu können, ist nicht nur auf die durch Schot-
tergärten bedingte Versiegelung zu verzichten, sondern auch auf Begrünung mit heimischen Pflanzen 
zu setzen.  
 
Das Spektrum an biologischer Vielfalt, deren Belang gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu den zu berück-
sichtigenden Belangen gehört, erfährt durch eine Befestigung / Versiegelung von unbebauten Flächen 
somit eine erhebliche Einschränkung.  
 
 
Die in der vorliegenden 10. Änderung getroffenen Festsetzungen werden erst für die ab der Rechtskraft 
der 10. Änderung neu zu genehmigende Bauvorhaben und Nutzungen wirksam. Für alle vor der Rechts-
kraft vorhandenen und genehmigten baulichen Anlagen und Nutzungen besteht Bestandsschutz, auch 
wenn diese nicht den neu getroffenen Festsetzungen entsprechen. Das gilt insbesondere für die Anfor-
derungen zum Schallschutz bezogen auf den Fluglärm. 

 

3.2. Verkehrserschließung 

Die Erschließung der äußeren Bebauung erfolgt wie gehabt über die bestehenden Verkehrswege „Zur 
Hustert“, „Zum Stolzwinkel“ und „Wiesenstraße“. Die verkehrliche Erschließung der rückliegenden 
Grundstücksteile soll über private Zufahrten an die bestehenden Erschließungsstraßen angeschlossen 
werden. Die Zufahrt zur rückwärtigen Bebauung auf dem Flurstück Nr. 163 wird über die Festsetzung 
einer mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Fläche gesichert. 
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3.3. Kennzeichnungen gem. § 9 Abs. 5 BauGB  

3.3.1. Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind 
(Altlasten) 

Im Plangebiet sind keine Altlasten bekannt. 
 

3.3.2. Baugrundvorerkundung 
Da derzeit nur ein einzelnes Bauvorhaben geplant ist, wird es Aufgabe der konkreten Projektplanung 
sein, den Baugrund zu untersuchen und entsprechende Maßnahmen zur Gründung festzulegen. 
 

3.3.3. Grundwasserschutz 
Belange des Grundwasserschutzes sind von der vorliegenden Planung nicht betroffen. 
 

3.4. Nachrichtliche Übernahmen gem. § 9 Abs. 6 BauGB  

Nachrichtliche Übernahmen sind nicht erforderlich.  
 

3.5. Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung soll über Hausanschlüsse neuer Gebäude an die in den öffentlichen Straßen 
vorhandenen Anlagen und Leitungen erfolgen. 
 
Abfallbehälter der künftig in zweiter Reihe liegenden Wohnhäuser, die nicht unmittelbar von Abfallsam-
melfahrzeugen angefahren werden können, müssen zur Abfuhr bzw. Leerung neben der Zufahrt an die 
öffentliche Verkehrsfläche gestellt werden. Entlang der bestehenden Straßen sind dazu ausreichend 
Abstellflächen/-möglichkeiten vorhanden. 
 
Löschwasser 
Mit Schreiben vom 07.10.2019 teilt die Rhein-Sieg Netz GmbH mit, dass der Löschwassergrundschutz 
mit 48 m3/h für eine Entnahmedauer von zwei Stunden auf Grundlage des DVGW-Arbeitsblatt W 405 
für das Plangebiet gewährleistet ist. 
 

3.6. Immissionen 

Fluglärm 
Das Plangebiet liegt ca. 20 km vom Flughafen Köln-Bonn entfernt. Die Verordnung über die Festsetzung 
des Lärmschutzbereiches für den Verkehrsflughafen Köln/Bonn (Fluglärmschutzverordnung Köln/Bonn) 
vom 07.12.2011 legt zwei Tagschutzzonen sowie eine Nachtschutzzone fest. Die Ortslage Heisterschoß 
liegt in der Nachtschutzzone des Flughafens.  
Die nachts gemessenen Mittelpegel durch Fluglärm betragen 50 dB (A) (Quelle: Umweltatlas der Stadt 
Hennef, Fluglärm). Dadurch werden im Bebauungsplan verbindliche Festsetzungen mit Hinweisen zum 
passiven Schallschutz erforderlich.  
Zum Schutz vor Fluglärm wird nunmehr festgesetzt, dass nach den Maßgaben der 2. Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm – 2. FlugLSV in den Schlafräumen Schall-
schutz und schallgedämmte Belüftungen mit einem Mindestschalldämmmaß von R´wRes = 35 dB(A) 
vorzusehen sind. 
Wegen der Lage im Lärmschutzbereich des Flughafens Köln/Bonn werden gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 
FluLärmG die in einem Allgemeinen Wohngebiet nach § 4 BauNVO ansonsten zulässigen lärmsensib-
len Nutzungen ausgeschlossen. Nach § 5 Abs. 2 FluLärmG ist zwar im Geltungsbereich einer Nacht-
schutzzone auch die Errichtung von Wohnungen unzulässig, für die Errichtung von Wohnungen kann 
bei Anpassung bereits bestehender im Zusammenhang bebauter Ortsteile die Ausnahmeregelung des 
§ 5 Abs. 3 FluLärmG herangezogen  werden. Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine solche Sach-
lage. 
Sonstige planungsrelevante Immissionen sind nicht zu erwarten. Die zulässige Nutzung entsprecht der 
Umgebungsbebauung. 
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3.7. Artenschutz 

3.7.1. Gesetzliche Vorgaben 
Die Anpassung des deutschen Artenschutzrechtes an die europäischen Vorgaben wurde mit der Klei-
nen Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom Dezember 2007 vorgenommen. U.a. 
durch die Bestimmungen der §§ 19 Abs. 3 und 42f BNatSchG wird europäisches Recht in nationales 
umgesetzt, um auf diesem Wege einen zentralen Beitrag zur Sicherung der zunehmend gefährdeten 
biologischen Vielfalt zu leisten. Daher müssen nun die Artenschutzbelange bei allen genehmigungs-
pflichtigen Planungs- und Zulassungsverfahren entsprechend den europäischen Bestimmungen im 
Rahmen einer Artenschutzrechtlichen Prüfung betrachtet werden. 
 

3.7.2. Gutachterliche Bewertung 
Die als Anlage beigefügte artenschutzrechtliche Vorprüfung vom Büro für Landschaftsökologie Dr. 
Claus Mückschel Weilburg vom 04.07.2019, aktualisiert am 21.11.2019 kommt zusammenfassend zu 
folgender Bewertung. 
 

Zusammenfassende Bewertung 
Die artenschutzrechtliche Vorprüfung des Plangebietes, welches sich innerhalb der Ortslage von Hen-
nef-Heisterschoß befindet, kommt (aufgrund der vorliegenden Biotopausstattung und Habitatausprä-
gungen im Kontext mit den vorliegenden Daten zum Vorkommen von Tierarten sowie der Ergebnisse 
der durchgeführten vier Erfassungstermine) hinsichtlich der Artengruppen Vögel, Fledermäuse und Am-
phibien zu dem Ergebnis, dass die Verbote des § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG für die planungsrelevanten 
Arten nicht berührt werden. Ausgehend von der vorliegenden Datenbasis werden Verbotstatbestände 
gemäß § 44 f BNatSchG nicht ausgelöst, eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes von Popula-
tionen der angeführten Arten ist durch die Überplanung des betrachteten Untersuchungsgebietes nicht 
zu erwarten. Eine Zerstörung nicht ersetzbarer Biotope nach BNatSchG trifft nicht zu.  
Eine detaillierte Untersuchung im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Prüfung erscheint somit im Hin-
blick auf das Plangebiet nicht erforderlich. Dies gilt unter Berücksichtigung der dargelegten Maßnahmen 
zur Maßnahmen und Vermeidung, durch die eine potenzielle Gefährdung oder Störung einzelner Indi-
viduen vermieden werden können. 
Maßnahmen und Hinweise zur Vermeidung 
Folgende artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme muss im weiteren Verfahren berücksichtigt 
bzw. durchgeführt werden:  
Rodungen von Gehölzen erfolgen nur außerhalb der Brutzeiten von Vögeln gemäß dem geltenden Lan-
desnaturschutzgesetz in NRW (1.3.-30.9.). Die Baufeldräumung bzw. erforderliche Rodungsmaßnah-
men müssen aus artenschutzfachlicher Sicht zwischen Spätherbst und sehr zeitigem Frühjahr liegen 
(um eine Zerstörung möglicherweise aktuell genutzter Fortpflanzungs- und Ruhestätten auszuschlie-
ßen).  
Für die gefährdete Brutvogelart Bluthänfling bestehen keine Ausweichmöglichkeiten auf benachbarte 
Flächen. Daher muss darauf geachtet werden, dass im Plangebiet für die Anlage von Nestern geeignete 
Gehölz- und Heckenstrukturen erhalten bleiben. Dies betrifft in erster Linie den zentralen Bereich des 
Plangebietes (locker mit Gehölzen bestandene Teilbereiche). Alternativ sollten im Plangebiet Gehölz-
/Heckenstrukturen in ausreichender Quantität und Qualität neu geschaffen werden. Weiterhin könnte 
als Ersatz für den Verlust in unmittelbar räumlicher Nähe als zeitlich vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahme (CEF-Maßnahme) ein geeignetes Biotop geschaffen werden. Dabei muss die vollständige Wirk-
samkeit der Maßnahme bereits zum Eingriffszeitpunkt und dauerhaft über den Eingriffszeitpunkt hinaus 
gewährleistet werden. 

 
Die empfohlenen Vorgaben zur Rodung von Gehölzen und zur Baufeldräumung sind in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
 
In der Stellungnahme des Büros für Landschaftsökologie vom 03.02.2020 wird ausgeführt, dass die in 
der artenschutzrechtlichen Vorprüfung angeführten CEF-Maßnahmen für die Vogelart Bluthänfling für 
den Fall vorgesehen sind, dass die angeführte Heckenstruktur im Rahmen von Planungen entfernt wird. 
Wenn die Heckenstruktur komplett erhalten werden kann, werden keine Fortpflanzungsstätten für den 
Bluthänfling vernichtet. Bei einem Erhalt der Heckenstruktur werden daher keine Verbotstatbestände 
gemäß § 44 f BNatSchG ausgelöst.In Abstimmung mit der Grundstückseigentümerin des von den Brut-
plätzen des Bluthänflings betroffenen Flurstücks Nr. 163 wurde vereinbart, die vorhandenen Hecken als 
Brutplätze zu erhalten und dazu verbindliche Festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen. Die entlang 
der östlichen Grundstücksgrenze vorhandenen Heckenabschnitte bleiben erhalten und die dazwischen 
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liegende Lücke wird geschlossen. 
Die arten- und naturschutzrechtlichen Anpassungen sind im nachfolgenden Vergleich zwischen Vorent-
wurf und Entwurf zur Offenlage ersichtlich. Neben der Erhaltung und Ergänzung der Heckenstruktur 
entlang der östlichen Grenze des Flurstücks Nr. 163  sind in der Planzeichnung auch zu erhaltende 
Bäume festgesetzt. 
 

    
Vorentwurf             Entwurf 

Abb. 16: Vergleich zwischen Vorentwurf und Entwurf 
 

3.8. Klimaschutz / Klimaanpassung 

Die Bekämpfung des Klimawandels und die Anpassung an den Klimawandel gewinnen zunehmend an 
Bedeutung. Ansätze zur Bewältigung des Klimawandels gibt es auf internationaler, europäischer und 
nationaler Ebene. Der Klimawandel hat jedoch auch eine städtebauliche Dimension, so dass es gilt, ihm 
auch hier Rechnung zu tragen. Um den Klimaschutz bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden 
zu fördern, wurde er durch die BauGB-Novelle vom 30.07.2011 zum Grundsatz der Bauleitplanung er-
hoben und ist bei der Aufstellung/Änderung von Bauleitplänen verstärkt zu beachten.  
Die getroffenen Festsetzungen schließen keinesfalls eine energiesparende Bebauung oder die indivi-
duelle Nutzung erneuerbarer Energien aus. So wird beispielsweise keine städtebaulich motivierte Ge-
bäudeausrichtung vorgegeben, die dann einer effektiven Nutzung von Solarenergie entgegenstehen 
könnte. Das gilt auch für die zulässige Dachform, die ebenfalls eine Solarenergienutzung nicht er-
schwert oder ausschließt.  
Im Allgemeinen Wohngebiet (WA-2) sollen hingegen ausschließlich Flachdächer zugelassen werden, 
die eine extensive Dachbegrünung ermöglichen. Damit kann die darauf erfolgende Regenrückhaltung 
die Kanalisation entlasten, was in Zeiten von zunehmenden Starkregenereignissen von hoher Bedeu-
tung sein kann. Zusätzlich wird die positive Beeinflussung des Mikroklimas durch Verdunstungskälte 
begünstigt. Diese Festsetzung ergibt sich auf Grundlage des § 1 Abs. 5 BauGB, in dem es heißt, dass 
Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und um-
weltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander 
in Einklang bringen soll. Den Belangen des Klimaschutzes ist noch höherer Rang einzuräumen, nach-
dem für die Stadt am 08.07.2019 der Klimanotstand ausgerufen worden ist. Durch die verbindliche Vor-
gabe zur Dachbegrünung kann diesem Gebot nachgekommen werden.  
Weitere Belange des Klimaschutzes, wie z.B. besondere Formen der Strom- und Wärmeenergieversor-
gung, lassen sich im vorliegenden Bebauungsplanverfahren nicht berücksichtigen oder regeln. 
Als spezielle Maßnahme zur Vermeidung oder Verringerung von Schäden durch Starkregen wird ver-
bindlich vorgegeben, dass entlang der in der Planzeichnung dafür festgesetzten Linie seitlich der Zufahrt 
zu einem rückwärtig separat bebauten Grundstück auf dem Flurstück Nr. 163 ein Hochbord als Was-
serführung zu setzten, der den angrenzenden Rand der befestigten Zufahrt um mindestens 10 cm über-
ragt. 
Für die Bebauung werden Festsetzungen zur Gestaltung der Freiflächen der Grundstücke (u.a. Verhin-
derung von „Schottergärten“) getroffen.  
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4. Hinweise 
In den Bebauungsplan wurden über die verbindlichen Festsetzungen hinaus Hinweise zu folgenden 
Belangen/Punkten aufgenommen: 

• Bau- und Bodendenkmäler gem. Landesdenkmalschutzgesetz NRW (DSchG NRW) 

• Kampfmittel 

• Entsorgung von Bodenmaterial 

• Oberboden  

• Einbau von Recyclingstoffen 

• Fluglärm 

• Energieversorgung 

• Umgang mit Regenwasser 

• Energieeffizienz und Einsatz erneuerbarer Energien 

• Baumschutzsatzung 

• Freianlagen 

• Vorhandene Leitungen 

• Abfallentsorgung 

• Zuordnung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

• Umweltbericht 

• Lagebezugssystem 

• Einsichtnahme Unterlagen 
 

5. Eingriffe in Natur und Landschaft 
Das Änderungsverfahren erfolgt nach § 13a BauGB. Planverfahren nach § 13a BauGB sind seit dem 
01.01.2007 vorgesehen, um Planvorhaben zur Innenentwicklung zu erleichtern. Davon wird im vorlie-
genden Fall Gebrauch gemacht, da sich das Plangebiet innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortslage befindet. Die bebaubaren Flächen (zulässige Grundfläche) im Geltungsbereich bleibt deutlich 
unter der Grenze von 20.000 m² des § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB. Das Verfahren ist daher nach § 13a 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB zulässig. Dazu gehört auch, dass auf eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
verzichtet wird und Eingriffe als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig gelten. 
 

6. Bodenordnung 
Bodenordnende Maßnahmen werden, soweit erforderlich, durch die Eigentümer veranlasst. 

 

7. Flächenbilanz 
 

Fläche in m²  

Allgemeines Wohngebiet  13.828,5 

Gesamtfläche 13.828,5 

 
Hennef, den 26.11.2020  
Amt für Stadtplanung und –entwicklung  
 
 
Gertraud Wittmer 
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8. Anlagen, die Bestandteile der Änderung des Bebauungsplanes sind 
 

• Gehölzliste 

• Artenschutzrechtliche Vorprüfung für den Bebauungsplan Nr. 17.1 Hennef (Sieg) – Heister-
schoß Ost  
Verfasser: Büro für Landschaftsökologie Dr. Claus Mückschel, Weilburg  
Stand: 04. Juli 2019, aktualisiert am 21.11.2019  
mit ergänzender Stellungnahme/Nachtrag vom 03.02.2020 

• Vermessungsgrundlage zum B-Plan Nr. 17.1 Hennef (Sieg) – Heisterschoß-Ostteil, 10. Änd. 
Vermessungsbüro Dipl. Ing. B. Alex, Hennef; Stand: Dezember 2018 

 


